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Amts Blatt. 


No. 22. Marienwerder, den 3ten Juni 1842. 


Bekanntmachung. 


1. Die an das Königliche Staats ı Minifterinm ergangene Allerhoͤchſte 

Cabmets Ordre, alſo lautend: . 
Auf den Bericht des Staatsminiſtertums vom Zten v. M. will 
Ich Sie, den Juſtizminiſter Muͤhlet, bierdurch ermächtigen, mit 
einzelnen Städten, welche darauf antragen, unter Zuſtimmung des 
Finanzminiſters beſondere Abkommen zu ſchließen, durch welche 
dieſelden gegen beſtimmte jährliche Betrage, die nach einer mehr; 
jährigen Fraktion der getragenen Laſten zu de echnen find, von der 
ſubſidiariſchen Verhaftung für die Taſten der Criminalgerichtsbar⸗ 
keit befreit werden. Zugleich will Ich, um den Stadtgenieinen 
und Gcrichtsobrigkeiten eine in der Verordnung wegen Aufhebung 
des inländiſchen Abſchoſſes vom 2iften Jani 1816 in Ausſicht 
geſtellte Erleichterung in den Laſten der Criminalgerichts barkeit zu 
gewähren, die Beſtimmung unter Nro. 4. der allgemeinen Anmer⸗ 
kungen zur Gebühren Zare in Criminalunterſuchungen, nach welcher 
die Gebühren und Copialien für Urtel, Gutachten und Beſtätz⸗ 
gungs- Neſkripte zu den von den Gerichtsobrigkeiten ſubſidiariſch 
zu tragenden baaren Auslagen gerechnet werden, hiermit aufheben 
und demgemaͤß anordnen, daß bei Meinen Gerichten keinerlei Ko⸗ 
ſten fiir die gedachten Arbeiten den zur Tragung der baaren Aus, 
lagen in Unterſuchungsſachen ſubfidiariſch verpflichteten Gerichto, 
obrigkeiten und Communen in Anſatz gebracht werden ſollen. Sie 
der Juſtizminiſter Mühler haben dieſe Beſtimmung durch die Amts⸗ 
blaͤtter derjenigen Provinzen, in welchen eine ſubſidiariſche Wer: 
pflichtung zur Tragung der Unterſuchungskoſten Statt findet, zur 
offentlichen Keuntniß zu bringen. 

Berlin, den 15ten April 1842. 
ge» Friedrich Wilhelm. 


wird bierdurch zur Kenntniß der ſtädtiſchen Behörden und der Obergerichte 
Ausgegeben in Marienwerder den 4. Juni 1842. 
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gebracht, mit dem Bemerken, daß die Magifträte, welche von der nachgelaſſe⸗ 
nen Beſugniß die Stadtkommunen von den Laſten der Criminalzerichtsbar⸗ 
keit zu befreien, Gebrauch machen wollen, ſich deshalb zunaͤchſt an das vor: 
geſetzte Obergericht zu wenden, und bei denifelben den Nachweis der in einem 
Zeitraume von mindeſtens 3 Jahren gezahlten Eriminalkoſten zu führen haben. 
Berlin, den 15ten Mai 1842. ze 
’ a Der Yuftizs Miniſter. 
gez. Mü h ] e r- 


Verordnungen und Bekanntmachungen. 


II. Nach einer unterm 13ten April c. ergangenen Miniſterkal- Beſtimmung 
follen die Kirchenvorſtände | | 


1, bei der Veranſchlagung, Ausfuhrung und Abnahme von Neubauten 
und Reparaturen an Kirchen Orgeln ſich nur zuverläßiger und ges 


— ſfchickter Orgelwerkmeiſter bedienen, 

2, die Herſtellung kleiner Schaden an den Orgeln nicht ohne Noth ver, 
boögern, damit durch derartige Vernachläßigungen das ganze Werk 

nicht unbrauchbar wird, und 

3, bei Einreichung der jahrlichen Kirchenrechnungen zugleich über den 
Zuſtand der Orgel, fo wie der Kirchen- und Pfarrge⸗ 

baäude gewiſſenhafte Anzeige machen. 

Indem wir dies zur Kenntniß der Kirchenvorſtaͤnde und der die Kim 

chenrechnungen reridirenden Behoͤrden bringen, erwarten wir zugleich die ges 
naue Befolgung dieſer Vorſchriften und machen den erſtern hiermit zur 
Pflicht, in vorkommenden Fällen groͤzerer Reparaturen und Neubauten von 
Orgeln ſich immer zuvor an uns zu wenden, zusleich aber auch den Orgel, 
bauer, welcher die Arbeiten ausführen fol, namhaft zu machen, und unſere 
Entſcheidung darüber abzuwarten. * 

0 Marienwerder, den 18ten Mai 1849. 


Koͤniglich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Einpfarrungs⸗Dekret für die evangeliſchen Bewohner von Cziskowo zur evangeliſchen Kirche 
in Battrow, fo wie der evangeliſchen Bewohner von Amt und Mühle Cammin ſo wie 
Mühle Zirkwitz und Dorf Wittkau zur evangeliſchen Kirche in Grunau, Kreis Flatow. 
III. Da nach den Vorſchriften des Allg. Landrechts Th. II. Tit 11. 
$. 293. alle chriſtlichen Einwohner des Staats, welche noch zu keiner Pas 
rochie gehören, und auch vom Pfarrzwange nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen 
find, eine Kirche ihrer Religionsparthei wählen muͤſſen, zu welcher fie fi 
halten wollen, fo wird auf den Grund der Verhandlungen vom 27 fen Ja, 
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auar und 17ten Februar c., ſowie 2iften März c. und der Erklaͤrung vom 
13ten v. M. von uns bierdurch feſtgeſetzt, daß 

a, die evasgeliſchen Einwohner von Cziskowo zur evangeliſchen Kirche 

in Batcrow, N 
b, die evangeliſchen Bewohner von Amt und Mühle Cammin ſowie von der 
Weüple Zirkwitz und dem Dorfe Wittkau zur evangeliſchen Kirche 
in Grunau 
eingepfarrt find und als wirklich eingepfarrt angefeben werden ſollen; daß 
daber auch 1 8 
ee 
Der Pfarrer an den gedachten Kirchen zu dieſen Meucingepfarrten in 
das geſetztiche Verhaͤltniß des Pfarrers tritt und von denfeiben die Stolge⸗ 
büßreg nach der für jedes Kirchſpiel geltenden Stoltaxe bezieht. Dagegen 
wird der Pfarrer verpflichtet, auch alle Pflichten eines Seelſorgers gegen die 
Meueingepfarrren zu uͤbernehmen. 0 15 2 
g * 3 5 = 
Bei vorfallenden Kirchen: uno Pfarrbauten werden die Neueingepfarr⸗ 
ten nach den geſetzlichen Beſtimmungen gleich den übrigen Eingepfarrten bes 
bandelt. 
8 . 4. 

In Rückſicht aller nach dinglichem Rechte an die katholiſchen Kirchen 
und Pfarreien, auch von den ß. 1. genannten evangeliſchen Bewohnern zu 
entrichtenden Gefallen, als Meßkorn und Zehnten, bat es bei der bisherigen 
Verfaſſung fein Bewenden, hingegen bezieht die perſoͤnlichen Abgaben von 
den evaugeliſchen Glaubensgenoſſen künftig auch der evangeliſche Pfarrer. 

5 


Der evangeliſche Pfarrer zu Battrow und Grunau, und die evangeli⸗ 
ſchen Kirchen an dieſen Orten erhalten kein Recht auf Entſchaͤdigung, wenn 
kuͤnftig die §. 1. gedachten evangeliſchen Bewobner ſich mit unſerer Geneh— 
miqu. von den Pfarrverbänden in Battrow und Grunau trennen ſollten, 
noch fteht denſelben irgend ein diderſpruch gegen eine ſolche Abtrennung zu. 


§. 6. 
In Uebrigen behält es bei den g. ſetzlichen Beſtimmungen ſein Bewen⸗ 
den, Marienwerder, deu Iten Mei 1842. 
Koͤniglich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Das Privatſchulweſen betreffend. 


IV. Die Koͤniglichen Miniſterien des Innern und der geiſtlichen ꝛc. Anger 
legenbeiten haben mittelſt Erlaſſes vom 12ten April d. J. zur näheren Des 


x 204 90 


klaration der Inſtruktion vom 31ſten Dezember 1839, die Beauffihtigung 
der Privatſchulen, Privat Erziehungsanſtalten und Privatlehrer, ſo wie der 
Hauslehrer, der Erzieher und Erzieherinnen betreffend (ſ. Amteblatt 1840. 
Nro. 25.), folgende Beſtimmungen erlaſſen, welche wir zur Kenntnißuahme 
und Nachachtung hiermit bekannt machen: 8 

1 


, 


Wegen der Penflons s Anftalten für Schüler, die den Unterricht außer 
dieſen Anſtalten in öffentlichen oder Privatſchulen empfangen, bedarf 
es beſonderer Beſtimmungen nicht, da die Vorſteher der Unterrichto, 
Anſtalten verpflichtet find, Falls fe den Penſtonsanſtalten einen nach, 
theiligen Einfluß auf Sittlichkeit und Fleiß der Zoͤglinge beizumeſſen 
Urſache finden, die betreffenden Eltern darauf aufmerkſam zu machen. 
Privatlehrer, welche Kinder in ihren Wohnuugen in einzelnen Gegem 
ſtaͤnden unterrichten wollen, find, wie alle audere Privatlehrer, anzu⸗ 
balten, die Erlaubniß dazu nach §. 14. der Inſtruktion nachzuſuchen. 
Hinſichtlich der im 5. 18. erwähnten Privatlehrer, welche Kinder 
mehrerer Familien gemeinſchaftlich unterrichten wollen, kann es ledig⸗ 
lich nur der ſtaͤdtiſchen Schulbehoͤrde, resp. der Königlichen Regie- 
rung uͤberlaſſen bleiben, zu beurtheilen, ob die von dem Lehrer bes 
abſichtigte Schule, in Beziehung auf Ausdehnung und Leitung des⸗ 
ſelben von der Art iſt, daß fie in die Kategorie der Privatſchulen 
und Privat- Erziehungsanſtalten gehört und deshalb bei der Conceſſion 
derſelben die Beſtimmungen der 51. 2. 3. 4. der Juſtruktion zur 
Anwendung kommen muͤſſen. 

Die Ertheilung des Privat- Unterrichts kann den noch nicht entlaffe⸗ 
nen Seminariſten nur mit ſpezieller Genehmigung des Seminars 
Direktors geſtattet werden. Kandidaten der Theologie und des bis 
beren Schulamts, die ihr Tramen noch nicht gemacht haben, dürfen 
nur während des erſten Jahres nach ihrem Abgange von der Uni, 
verſttaͤt mit beſonderer Genehmigung der. Königlichen Regierung zur 
Ertbeilung des Unterrichts als Privatlehrer zugelaſſen werden. Nach 
Ablauf dieſer Friſt muͤſſen fie ibre paͤdagogiſche Qualifikation in den 
vorſchriftsmaͤßigen Pruͤfusgen dargethan haben. 

Durch die oͤſfentliche Bekanntmachung der Inſtruktion mittel zer 
Aintsblaͤtter iſt das Publikum vollſtändig unterrichtet, unter welchen 
Bedingungen die Erlaubnißſcheine für Hauslehrer, Erzieher une Er; 
jicherinnen ertheilt werden. Es genügt daher auch, die im 6. 21. 
vorgeſchriebene einfache Bekanntmachung der Namen derer, welche 
einen ſolchen Erlaubnißſchein erhalten baben. 

Einer beſondern Strafbeſtimmung für diejenigen, welche unbefugt 
Privatunterricht ertheilen, bedarf es nicht, da gegen ſolche, welche nach 
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erhaltenen Warnungen den Erlaubnißſchein nicht nachſuchen oder weh 
chen er verweigert werden muß, neben dem Verbote der Fortſetzung 
des Unterrichts, welchem noͤtbigen Falls durch den Erlaß von Straf— 
befehlen Geltung zu verſchaffen iſt, die gewoͤhnliche Polizeiſtrafe in 
Anwendung kommen wird. 

7, Was die Prüfung der Privat: Schulvorſteher und Lehrer betrifft, fo 
wird, Falls dieſelbe bri den beſtehenden Pruͤfungs⸗Commiſſtonen 
Schwierigkeiten finden ſollte, der Königlichen Regierung geſtattet, mit 
derſelben in einzelnen Fällen die Schul- Inſpektoren unter Zuziehung 
eines geeigneten Rektors oder Lehrers einer hoͤheren Lehranſtalt, zu 
beauftragen, und nach dem güͤunſtigen Reſultate der Prüfung. die Qua, 
lifikation anzuerkennen. 

Marienwerder, den 24flen Mai 1842. 
Koͤniglich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


v. Mit Bezug auf unſere bereits an die Herren Landrärhe ergangene Be, 
Banntmachung vom ten März c. bringen wir hierdurch nachträglich noch zur 
allgemeinen Kenntniß, daß des Königs Majeſtäͤt mittelſt Allerhoͤchſter Kabi⸗ 
netsordre vom 16ten Januar d. J. eine allgemeine Collekte bei den jüdifchen 
Corporationen für dis in Unruhſtadt, Regierungsbezirks Poſen adgebrannte 
Synagoge und übrigen Gebäude der dortigen Judenſchaſt zu bewilligen gu 
rubt haben. Es bleibt den jüdiſchen Gemeinden uͤberlaſſen, die Sammlung 
durch eines ihrer Mitglieder zu veranſtalten und den. Ertrag der juͤdiſchen 
Corporation zu Unrußſtadt zu uüberſenden. 

Marienwerder, den 26ſten Mai 1842. 
Koͤniglich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


vr Uater Hinweiſung auf unſere Ciccular⸗Verfuͤgungen vom Zten Sep, 
tember 1835, vom 11ten März 1840 und vom 9ten März 1841, betreſſend 
die Verleihung des landesberrlichen Patbengeſchenks an bedurſtige Ettern 
von Sieben Soͤhnen, werden die uns untergrordneten Behörden und nament⸗ 
lich die Herren Landraͤthe, durch welche die diesfaͤlligen Geſuche an uns ge⸗ 
langen, wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, daß die Vecleihung dieſes 
Pathengeſchenks nach ben zur Zeit beſtehenden Vorſchrifſten an folgende Be 
dingungen geknuͤpft iſt: f 

1. daß die ſteben Söhne in einer und derſelben Ehe erzeugt worden 

2. daß das Geſuch bald nach der Taufe des 7ten Sohnes geſchehen, 

3. daß dieſer 7te Sohn, fo wie die andern 6 Söhne, bei Andringung 

des Geſuchs noch am Leben geweſen, 


a Zi 


4. daß ſich darunter keine vor der Ehe erzeugten und erſt durch Voll⸗ 
ziehung derſeiben legitimirten Sohne beßaden, und 
5. daß die Beduͤrftigkeit der Eltern gehoͤreg nachgewieſen worden. 
Marienwerder, den 27ſten Mai 1842. UT. 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Den Austauſch der Interims-⸗Qulltungen über eingezahlte Abloͤſungs⸗Kapitalien betreßfend. 
2 III. R. 453. April. B. 

VII. Hoͤherer Auordnung zufolge ſoll von jetzt ab, in die zum Aus tauſch 
gegen die von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden verificirten Beſchei— 
nigungen der Regierungs Hauptkaſſe beſtimmten Interims⸗ Quittungen der 
Specialkaſſen Über die bei ihnen von Abgaben und Verpflichtungen einge⸗ 
zablien Abloͤſungs-Kapitalien jedesmal die ausdrückliche Bemerkung aufge⸗ 
nommen werden, daß dieſe Interims Quittungen nur auf ſechs Monate 
guͤitig ind, und daß, weun der Inhaber derſelben der durch das Amtsblatt 
erlaſſenen Kufforderung zu deren Austauſch gegen die beſcheinigte Quittung 
der Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe nicht Folge leiſtet, ſondern die ſechs⸗ 
monatliche Friſt verſtreichen läßt, ohne die Aushaͤndigung der letzteren nach— 
zuſuchen, oder wenn er fie von der Speeialkaſſe nicht ſollte erhalten koͤnnen, 
ſich ſogleich an die vorgeſetzte Pegierung zu wenden, nach Ablauf jener Friſt 
die Internus⸗Quittung nicht mehr als gültig anerkannt werden koͤnne, und 
der Juhaber der letzteren den moͤglicherweiſe fuͤr ihn daraus erwachſenden 
Nachtheil lediglich ſich ſelbſt beizumeſſen bade. 

Indem wir dieſe Anordnung hierdurch zur öffentlichen Kenntniß bringen, 
fordern wir diejenigen, welche AbloͤſungsKapitalien an Spezialkaſſen ein 
zahlen, auf, den Inhalt der ihnen von den letzteren auszuſtellenden Interims⸗ 
Quittungen genau zu beachten, und ſich wegen des Austauſches derſelben 
jedesmal vor dem Ablauf der ſechsmonatlichen Friſt an ſene Spezialkaſſen zu 
wenden, oder den Umſtaͤnden nach ihre Unträge an uns zu richten. 

Marienwerder, den Liften Mai 1842. 

Königlich Preußſche Regierung. 
Abtheilung für direlte Steuern, Domainen und Forſten. 


vun Da die Schaafpocken Seuche in Warzeln, Marienwerderſchen Sands 
raths Kreiſes, voͤllig aufgehoͤrt hat, ſo wird die deshalb angeordnet geweſene 
Sperre wieder aufgehoben. 8 i 
Marienwerder, den 14ten Mai 1842. 
Koͤniglich Preußiche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Ix. Der beſtehenden Vorſchriſt gemäß machen wie wiederholt darauf ak 


merkſam, daß die zu einem gerichtlichen Depoſitorto einzuliefernden Gelder, 
auf jeden Inhaber lautenden Papiere und Peetioſen nie einer einzelnen Ge— 
richtsperſon mit Sicherheit überliefert werden konnen, ſondern die Einlicfes 
rung in Gegenwart der drei Perſonen, welche von dem Gerichte als Ver— 
walter des Depoſttorii bekannt gemacht worden, erfolgen, auch der ſtatt der 
Quittung zu ertheilende Depoſital Extrakt von dieſen drei Perſonen unter⸗ 
zeichnet fein muß, einzelne Gerichtsdeamte dagegen nur in den Fallen, welche 
die von uns unterm ten Mai 1837 durch die Amtsblätter bekaunt gemachte 
Affervaren: Juſtruktion vom 31ſten März 1837 angiebt, ſich mit Annahme 
von Depoſital⸗Aſſervaten befaſſen dürfen, 

Die Gerichte ſind angewieſen, zu dieſem Zwecke die Namen der drei 
Perſonen, welche zur Verwaltung des Depoſtiorii beſtellt find, durch einen 
beſtaͤndig am ſchwarzen Brette befindlichen Aushang bekannt zu machen. 

Wir erwähnen hierbei noch ruͤckſihtlich der Patetmonialgerichte, daß wir 
zwar von Ober- Aufſichtswegen auf Beſtellung von Amts Cautiouen Seitens 
der Depoſital-Rendanten bei Patrimonialgerichten nicht dringen wollen, daz 
wie aber diejenigen Gerichtsherren, deren Getich te eine irgend bedeutende 
Depofitals Verwaltung haben, darauf aufmerkſam machen, in ihrem eigenen 
Intereſſe die von ihnen beſtellten Depoſttal-Rendanten zur Cautionsbeſtellung 
zu veranlaſſen, da ſie bei Nichtbeobachtung der allgemeinen, bei der Admini⸗ 
ſtration der Depoſitalſachen im erſten Titel der Depoſtital-Ordnung vorges 
ſchriebenen Grundſaͤtze für die dadurch entſtehenden Defekte verhaftet bleiben. 

Marienwerder, den 20ſten Mai 1842. 

Koͤnigliches Oberlandesgericht. 


Sicherheits-Polizei. f 

X. Der in der Zwangsanſtalt zu Graudenz wegen wiederholter Verbrechen 
inhaftirte Zuͤchtling Johann Klein hat ſich angeklagt, etwa im Monat Okto⸗ 
ber des Jahres 1830, während er bei einem bieſigen Schuhmachermeiſter 
in der Lehre geſtanden, einen polniſchen, der deutſchen Sprache nicht maͤch ri. 
gen Mann, welcher mit einem blauen Mantel und einem ſchwarzen Filzbute 
bekleidet geweſen, auf dem Wege von bier nach dem Dorfe Zigankenberg 
mit KHülfe eines zweiten Schuhmacherburſchen durch einen Schlag auf den 
Hinterkopf geloͤdtet und demnächſt den Ermordeten, deſſen um den Leib ger 
ſchnallter lederner Geldkatze nebſt dem Inhalte von etwa 600 Rthlr., wovon 
der größte Theil in Thalerſtücken, 60 Riblr. aber in einzelnen Thalerſcheinen 
eſtanden, beraubt zu haben. Da von einem Verbrechen dieſer Art den 
Behörden bisher keine Kenntniß zugekommen iſt, auch nach dem angeblich 
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Ecmordeten, deſſen Körper der ꝛc. Klein mit Hülfe feines Genoſſen jwifchen 
den Bergen von Zigankenberg verſcharrt haben will, keine Nachfragen ſtatt⸗ 
gefunden, fo werden alle diejenigen, denen von dem Ermordeten Kenntniß 
beiwobnt, oder welche Spuren zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes an die 
Hand geben koͤnnen, aufgefordert, dem unterzeichneten Gerichte davon um 
geſaͤumt Anzeige zu machen. 
Gerichtliche Koſten werden dadurch in keinem Falle verurſacht. 
Danzig, den Iren Mai 1842. 
Königliches Land, und Stadt Geeicht. 


Perſonal⸗ XI. Der Civil Supenumerarius Rädiger iſt als Bureau: Vorſteber⸗ 


Chronik der 


öffentlichen 
Behörden. 


Gebuͤlfe und Dollmetſcher bei dem Land⸗ und Stadt: Gerichte zu Stras⸗ 
burg und 

2 Der Civil Supernumerarius Peterſon als Kreis: Sekretair des 
Landrathsamts in Schlochau definitiv angeſtellt worden. 

Der bisher bei dem Lands und Stadt- Gerichte zu Mewe angeſtellt 
geweſene Exekutor Friedrich iſt als Öefangenauficher bei dem Land: und 
Stadt Gerichte zu Culm angeſtellt. 

Der Invalide und interimiſliſche Gerichtsdiener Auguſt Kugler if 
dei dem Land- und Stadt- Gerichte zu Zempelburg als Bote und Exekutor 
definitio angeſtellt worden. 

Zu Schiedsmaͤnnern find erwählt und beſtaͤtigt worden: 

Im Strasburger Landrathskreiſe, der Öürgermeifter Auguſt Macholz 
zu Gollab, für die Stadt Gollub, 

Im Graudenzer Landrathskreiſe der Stadtkaͤmmerer Alexis zu 
Reden für die Stadt Rheden, 

Im Thorner Landrathskreiſe if der Schulz Mandan in Gurske für 
das Kirchſpiel Gurske wieder erwählt und beſtaͤtigt worden, 

Im Dt. Croner Landrathekreiſe find: 

fuͤr die Stadt und das Kirchſpiel M. Friedland, der Buͤrgermeiſler 
Stu ve, daſelbſt, 

für die Stadt Jaſtrow der Buͤrgermeiſter Heinrich daſelbſt, 

für die Stadt Schloppe der Buͤrgermeiſter Boͤhlke, daſelbſt, 

für die Stadt Tietz der Buͤrgermeiſter Udtke daſelbſt, 

für das Kirchſpiel Schloppe der Freiſchul Schröder in Trebbin, und 

fuͤr das Kirchſpiel Brotzen der Amtmann Thiede in Wallbruch, 
wieder gewahlt und beſtaͤtigt worden. 


(Hierzu der. Öffentliche Anzeiger No. 22.) 


